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7. Satzung zur Änderung 
der Hauptsatzung der Stadt Prenzlau  

 

Auf Grund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286) hat die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Prenzlau in ihrer Sitzung am … … .. folgende Änderungs-
satzung beschlossen:  
 

Artikel 1 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Prenzlau vom 04.02.2009 (Amtsblatt vom 18.02.2009 - 
01/2009, Seite 8) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.06.2013 (Amtsblatt 
vom 03.07.2013 Nr. 4/2013, Seite 4) wird wie folgt geändert: 
 
1. Das Inhaltsverzeichnis wird um die §§ 5 a und 16 erweitert.  
 
2. § 3 Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(5) Sonstige Bekanntmachungen, die nicht Bekanntmachungen nach den Absätzen 
2 bis 4 sind, erfolgen durch Aushang in den Bekanntmachungskästen der Stadt 
Prenzlau: 

Stadtgebiet 
Prenzlau 

Am Steintor 4 am Haus 3, Höhe Hofzugang zwischen 
Haus 1 und Haus3 

 Georg-Dreke-Ring 62 am Nordost-Giebel des Gebäudes der 
Sparkasse Uckermark, Hauptstelle 

 Vincentstraße Raiffeisenplatz (südliche Seite) 
 

OT Alexanderhof Alexanderstraße neben der Bushaltestelle  
OT Blindow Landstraße 49 am Pfarrhaus  
OT Dauer Prenzlauer Straße 25 b vor dem Feuerwehrgebäude 
OT Dedelow Bäckerweg am Schlossfundament 
OT Güstow  Am Lindenberg 45 Südöstliche Grundstücksgrenze an der 

Straße nach Gollmitz 
OT Klinkow Am Quillow 42 a vor dem Gemeindezentrum 
OT Schönwerder Dorfstraße 39 a vor dem Gemeindezentrum 
OT Seelübbe Am Seelübber See 26 gegenüber der Bushaltestelle  

Die Dauer des Aushangs beträgt, soweit gesetzliche Regelungen nichts anderes 
vorschreiben, 14 Tage. Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag, der Tag der Ab-
nahme ist bei Abnahme auf dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift 
des jeweiligen Bediensteten zu vermerken. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf der 
Aushangfrist bewirkt. Die sonstigen Bekanntmachungen können daneben im Amts-
blatt für die Stadt Prenzlau, in Tageszeitungen und anderen Verkündigungsblättern 
sowie auf den Internetseiten der Stadt Prenzlau erfolgen.“ 
 
2. Nach § 5 wird folgender § 5 a angefügt: 
 
„§ 5 a Ausländerbeauftragter 

(1) Der Ausländerbeauftragte wird durch öffentliche Ausschreibung von der Stadtver-
ordnetenversammlung für einen Zeitraum von 2 Jahren bestellt. Die Bestellung 
kann nach den ersten 2 Jahren auch ohne öffentliche Ausschreibung durch die 
Stadtverordnetenversammlung erfolgen, wenn der Amtsinhaber die Arbeit erfolgreich 
geleistet hat und weiterführen soll. 
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(2) Dem Ausländerbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Be-
schlüssen und/ oder zu aktuellen Ereignissen, die Auswirkungen auf oder im Zu-
sammenhang mit Menschen mit Migrationshintergrund in der Stadt Prenzlau haben, 
gegenüber der Stadtverwaltung und ihren Ausschüssen und Beiräten mündlich oder 
schriftlich Stellung zu nehmen. 
Der Ausländerbeauftragte kann jederzeit angehört werden.“ 
 
3. § 10 Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(5) Auf die Mitglieder der Ortsbeiräte und den Ortsvorsteher sowie auf das Verfah-
ren in den Ortsbeiräten findet § 7 sowie § 8 Abs. 2, 3, 4 und 5  der Hauptsatzung 
entsprechend Anwendung.“ 
 
4. In den §§ 12, 13 und 15 wird jeweils in den Absätzen 5 Satz 3 gestrichen und 
durch nachfolgenden Satz ersetzt: 
 
„Einer ortsüblichen Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
bedarf es nicht.“ 
 
5. Nach § 15 wird folgender § 16 neu angefügt: 
 
„§ 16 Kinder- und Jugendbeirat (vergl. § 19 BbgKVerf) 

(1) Die Stadt Prenzlau richtet zur besonderen Vertretung der Gruppe der Kinder und 
Jugendlichen einen Beirat ein. Der Beirat führt die Bezeichnung „Kinder- und Ju-
gendbeirat der Stadt Prenzlau“. 
 
(2) Dem Beirat gehören bis zu zehn Mitglieder an. Mitglied des Kinder- und Jugend-
beirates können Personen sein, die Einwohner der Stadt Prenzlau sind und/oder 
ihren schulischen oder anderweitigen  Ausbildungsaufenthalt hauptsächlich in Prenz-
lau haben. Sie müssen mindestens 12 Jahre alt sein und dürfen bei der Wahl das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Sie sind ehrenamtlich tätig. Mitglied im Beirat 
darf nicht sein, wer bereits Stadtverordneter oder Mitglied in einem anderen Beirat 
nach dieser Hauptsatzung ist.  

Die Mitglieder werden von der Stadtverordnetenversammlung für die Dauer der 
Wahlperiode der kommunalen Vertretungskörperschaften im Land Brandenburg 
durch Abstimmung benannt.  

Liegen mehr Bewerbungen um die Mitgliedschaft vor, als freie Plätze zur Verfügung 
stehen, ist im Ausschuss für Bildung, Kultur und Soziales eine Vorschlagsliste für die 
Stadtverordnetenversammlung aufzustellen. Dabei sollen die Vorschläge von Orga-
nisationen besonders berücksichtigt werden, zu deren Aufgaben die Unterstützung 
und Vertretung von Kindern und Jugendlichen gehören. Die Vorschlagsliste wird 
mittels einer Listenwahl aufgestellt, bei der die Bewerber auf die Vorschlagsliste 
gesetzt werden, auf die die Mehrheit der abgegebenen Stimmen entfällt. Bei Stim-
mengleichheit ist eine Stichwahl durchzuführen. Besteht nach der Stichwahl wiede-
rum Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 
 
(3) Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die 
Auswirkungen auf die Kinder und Jugendlichen in der Stadt Prenzlau haben, gegen-
über der Stadtverordnetenversammlung und ihren Ausschüssen mündlich oder 
schriftlich Stellung zu nehmen. Die Anhörung findet nicht statt, wenn der Beirat recht-
lich oder tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Aufgaben gehindert ist. 
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(4) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und für den Fall der Verhin-
derung einen Stellvertreter. Der Vorsitzende vertritt den Beirat gegenüber den Orga-
nen der Gemeinde. 
 
(5) Der Beirat wird durch den Vorsitzenden einberufen. Der Bürgermeister kann die 
Einberufung des Beirates verlangen.  

Einer ortsüblichen Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
bedarf es nicht. 

Der Bürgermeister, von diesem beauftragte Personen und die Stadtverordneten 
haben im Beirat ein aktives Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse der Sitzungen ist 
eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.  

Auf die Verfahren im Beirat finden im Übrigen die Vorschriften der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg für den Ortsbeirat entsprechende Anwendung, soweit 
nicht der Beirat eine Regelung durch Geschäftsordnung trifft. „ 
 
6. § 16 Inkrafttreten – wird durch „§ 17 – Inkrafttreten“ – ersetzt. 

 
 

Artikel 2 

Der Bürgermeister wird ermächtigt, den Wortlaut der Hauptsatzung der Stadt Prenz-
lau vom 04.02.2009, in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.06.2012, in der 
vom Inkrafttreten dieser Änderungssatzung an geltenden Fassung im Amtsblatt für 
die Stadt Prenzlau bekannt zu machen.  

 
 

Artikel 3 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Prenzlau, den … … … . 
 
 
 
Hendrik Sommer 
Bürgermeister 


